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OECD-Reform: «Damit ist eine 
Grenze deutlich überschritten»
Die OECD-Steuerreform, über 
die am 18. Juni abgestimmt 
wird, findet in der Politik  
breite Unterstützung. Laut  
HSG-Professor Peter Hongler 
bedeutet das Projekt der OECD 
aber einen Eingriff in die 
Souveränität der Schweiz.

Reto Zanettin

BERN. Bundesrat und Parlament wollen, 
dass grosse, international tätige Fir-
men unabhängig von ihrem Standort 
mindestens 15 Prozent Steuern auf den 
Gewinn bezahlen müssen. Sie schlies-
sen sich damit der Reform an, welche 
die Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) und die Gruppe der 20 wichtigs-
ten Industrie- und Schwellenländer 
(G20) in Gang gesetzt haben. 

Wie die weltweite Mindeststeuer 
durchgesetzt werden kann, dazu ha-
ben sich ihre Erfinder einen cleveren 
Mechanismus ausgedacht: Wenn ein 
Staat weniger als 15 Prozent Steuern er-
hebt, dürfen andere Länder die Diffe-
renz für sich beanspruchen – also quasi 
eine Nachbesteuerung vornehmen. Die 
OECD hat die Regeln dazu bereits ge-
schaffen.

Den Verlust von Steuergeldern möch-
ten Bundesbern und die Kantone na-
türlich vermeiden. Eine Ergänzungs-
steuer soll es richten. Sie schliesst die 
Lücke zwischen den in manchen Kan-
tonen tiefen Steuersätzen und den ge-
forderten 15 Prozent. Dadurch dürfte 
mehr Geld in die Staatskassen fliessen. 
Als die Schätzung der Steuerverwal-
tung eintraf, frohlockte man unter der 
Bundeshauskuppel: Auf 1 bis 2,5 Mil-
liarden Franken sollen sich die Mehr-
einnahmen belaufen.

Eifrig diskutierte das Parlament, wie 
das Geld aufzuteilen sei. Soll es vor al-
lem dem Bund oder zum grossen Teil 
den Kantonen zufliessen – oder soll es 
hälftig aufgeteilt werden? Nach eini-
gem Hin und Her war eine Mehrheit da-
für, dass die Kantone drei Viertel der 
Einnahmen erhalten und ein Viertel an 
den Bund geht. Unzufrieden mit dieser 
Verteilung ist die SP. Sie bemängelt, das 
Geld komme nicht der Bevölkerung zu-
gute, sondern via kantonale Standort-
förderung wieder den Konzernen.

In gewisser Hinsicht überraschend 
ist, dass die SVP das OECD/G20-Projekt 
mitträgt. «Steuergelder in der Schweiz 
behalten», findet sie – die Einnahmen 
sollen nicht ins Ausland verschwinden. 
Anscheinend weniger Gewicht hat für 
die Partei, die sonst die Souveränität 
der Schweiz hochhält, was Peter Hong-
ler, Professor für Steuerrecht an der 
Universität St. Gallen (HSG), sagt.

Laut dem HSG-Professor gibt es kein 
völkerrechtliches Abkommen über die 

OECD-Steuerreform. «Gäbe es eines, 
hätte es in den allermeisten Ländern 
durch das Parlament abgesegnet wer-
den müssen.» Das aber sei nicht gesche-
hen. «Stattdessen treibt die OECD die 
Reform weiter voran. Demokratiepoli-
tisch ist das höchst problematisch.»

Von Paris aus, wo der Länderverein 
seinen Sitz hat, wird nun veranlasst, 
dass grosse Firmen in Basel, Zug oder 
Schaffhausen nicht weniger als 15 Pro-
zent Steuern abliefern müssen – an den 
Fiskus in der Schweiz oder eben an 
einen anderen Staat.

Hongler sagt: «Die OECD greift die 
Schweiz im Kern ihrer Souveränität an. 
Wir müssen unser Steuersystem auf 
Druck von aussen umgestalten. Damit 
ist eine Grenze deutlich überschritten.»

Fraglicher hinreichender Bezug 
Ein nächstes Problem ortet Hongler 

bei den Doppelbesteuerungsabkom-
men, welche die Schweiz mit anderen 
Staaten unterhält. «Darin steht, ein 
Land darf nur die Gewinne von auf sei-
nem Territorium ansässigen Unterneh-
men besteuern. Genau diesen Grund-
satz durchbricht die OECD, indem sie 
eine Nachbesteuerungsregel einführt, 
die weltweit greift.» 

Doppelbesteuerungsabkommen hat 
die Schweiz mit rund 100 anderen Län-
dern abgeschlossen. Jedes dieser Ab-
kommen müsste der Bundesrat ändern, 
wenn er die OECD-Reform völkerrechts-
konform umsetzen möchte, so Hongler.

Freilich könnte auch die Schweiz 
vom OECD-Regelwerk profitieren, wenn 
ein anderes Land weniger als die Min-
deststeuer verlangt. Der Steuerrechts-
professor sieht darin allerdings nicht 

nur Gutes: «Besteuert werden sollen 
Gewinne von Unternehmen, die keinen 
hinreichenden Bezug zur Schweiz ha-
ben. Für die Nachbesteuerung genügt 
es, dass ein ausländisches Unterneh-
men in der Schweiz Räumlichkeiten 
mietet. Dadurch können die weltweiten 
Gewinne dieses Unternehmens in der 
Schweiz besteuert werden.» Das sei 
kaum vereinbar mit der sogenannten 
Genuine-Link-Doktrin. Nach dieser soll 
ein Staat Recht nicht über Personen 
oder Sachen ausüben, die keine Verbin-
dung zu ihm haben.

Diese Doktrin dürfte inzwischen Völ-
kergewohnheitsrecht sein, sagt Hongler. 
«Denn sie hat sich über Jahrzehnte ent-

wickelt, und die Praxis zeigt, dass die 
Staaten von dieser Doktrin überzeugt 
sind und sich in der Regel daran halten.» 
Ein einfaches Beispiel aus einem ande-
ren Gebiet als dem Steuerrecht illus
triert, worum es im Kern geht: «Nie-
mand in der Schweiz käme auf die Idee, 
einen Autodiebstahl in Indien ohne Be-
zug zur Schweiz nach Schweizer Recht 
zu bestrafen», so Hongler. Analog dazu 
kann man fragen, ob die von der OECD 
vorgebrachte Besteuerung über Landes-
grenzen hinweg tatsächlich und eindeu-
tig gegen das Völkerrecht verstosse.

«Wir befinden uns in einem Grau
bereich», räumt Hongler diesbezüglich 
ein. Ausschlaggebend werde sein, wie 
die Staaten in den nächsten Wochen 
und Monaten reagieren. «Sie können 
sagen, die OECD gehe zu weit. Das 
würde bedeuten, dass sie gegenüber der 
OECD auf das Völkergewohnheitsrecht 
pochen – und dieses als verletzt an-
sehen. Damit würden der internationa-
len Steuerpolitik Schranken gesetzt.»

Der Schweiz empfiehlt der Steuer-
rechtsprofessor, sie solle «gegenüber 
der OECD also klarstellen, dass die 
Reform nicht demokratisch legitimiert 
ist und eine Souveränitätsgrenze über-
schreitet.»

Die Büchse der Pandora
Der Zug ist bereits angerollt. Seine 

nächste Station ist der 18.  Juni. Volk 
und Stände können entscheiden, ob sie 
den Verfassungsartikel annehmen oder 
verwerfen wollen, der zur Umsetzung 
der OECD-Reform notwendig ist. Laut 
Hongler schliesst das obligatorische 
Referendum nicht aus, dass die Schweiz 
der OECD einen Wink gibt. Sie könne 
beides tun – «über den Verfassungsarti-
kel abstimmen und gleichzeitig den 
Souveränitätseingriff benennen.»

Schon der abgetretene Finanzminis-
ter Ueli Maurer (SVP) hat einen straffen 
Zeitplan aufgestellt: Nach einem Ja am 
18. Juni könnte die Mindestbesteue-
rung am 1. Januar 2024 in Kraft treten. 
Dazu würde der Bundesrat zunächst 
eine Verordnung, die sich auf die Ver-
fassung stützt, erlassen. Später würde 
ein Bundesgesetz erlassen.

Peter Hongler würde hingegen lieber 
etwas Tempo herausnehmen. «Anstatt 
die Reform so rasch wie möglich einzu-
führen, sollten wir einen Moment inne-
halten.» Er fragt: «Wollen wir die Min-
deststeuer in dieser Form? Und sollte  
es nicht doch einen völkerrechtlichen 
Vertrag geben?» Erst ein solches Ab-
kommen würde das Projekt hinrei-
chend demokratisch legitimieren.

Komme die Mindeststeuer für Unter-
nehmen, sei die Büchse der Pandora 
geöffnet. «Dann liegt eine Mindestbe-
steuerung von natürlichen Personen 
nicht mehr weit entfernt, wenn diese  
in einem anderen Staat einzig eine Lie-
genschaft besitzen.»
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Der Bund sagt:  
Keine Verpflichtung zur Umsetzung
Laut HSG-Professor Peter Hongler 
gibt es keinen internationalen Ver-
trag über die OECD-Steuerreform. 
Diese greife zudem in die Souveräni-
tät der Schweiz ein und beisse sich 
mit den rund 100 Doppelbesteue-
rungsabkommen (siehe Haupttext). 
Wie konnte der Bundesrat sich auf 
ein solches Projekt einlassen? Für 
das federführende Finanzdeparte-
ment antwortet Mediensprecherin 
Noemi Martig, die Schweiz habe sich 
dem Projekt unter Bedingungen an-
geschlossen und etwa verlangt, dass 
die Interessen kleiner, innovativer 
Länder angemessen berücksichtigt 
und bei der Umsetzung des Vorha-
bens die nationalen Gesetzgebungs-
verfahren respektiert werden. Die 
neuen Regeln sollten zudem von den 

Mitgliedsländern einheitlich ange-
wendet werden.

Besonders aber bestehe «keine 
Verpflichtung, die globale Mindest-
besteuerung umzusetzen». Ein Ab-
seitsstehen würde allerdings Nach-
teile bringen – nicht nur, dass die 
Schweiz zugunsten anderer Staa- 
ten auf Steuereinnahmen verzichten 
würde. Sondern auch: Die Besteue-
rung im Ausland wäre für die in der 
Schweiz betroffenen Unternehmen 
administrativ aufwendiger und kos-
tenintensiver. Deshalb hätten sich 
eine Parlamentsmehrheit und der 
Bundesrat für die Vorlage ausge
sprochen. «Am 18. Juni werden die 
Stimmbürgerinnen und Stimmbür-
ger souverän über diese Vorlage ent-
scheiden», teilt Martig mit. 

Die Mindestbesteuerung sei ein 
gemeinsamer Ansatz – und kein ver-
pflichtender Mindeststandard. Ein 
Staat könne die neuen Regeln nicht 
umsetzen, müsse dann aber akzep-
tieren, dass andere Länder jene Re-
geln «in Bezug auf betroffene Ge-
schäftseinheiten, die in seinem Land 
tätig sind», anwenden.

Und in welcher Weise müssten die 
Doppelbesteuerungsabkommen der 
Schweiz mit anderen Staaten ange-
passt werden, wenn die OECD-Re-
form umgesetzt wird? «Der Bundesrat 
ist der Ansicht, dass im Zusammen-
hang mit der Einführung der Min-
destbesteuerung keine Anpassung 
der Doppelbesteuerungsabkommen 
notwendig ist», so Noemi Martig für 
das Finanzdepartement. (rza)� ■

«Anstatt die Reform  
so rasch wie möglich 
einzuführen, sollten  
wir einen Moment 
innehalten. »
Peter Hongler 
Professor für Steuerrecht  
an der Universität St. Gallen


